
„Nur 100 Meter von dem geplanten Tunnelportal Nord 
säuft die Starnberger Wohnungsbaugenossenschaft leider bereits ab“ .

W A R U M ?  Starnberger Wahrheit zum B2-Staatstunnel?
....weil die Starnberger SZ schon jahrelang, besonders durch Herrn Redakteur Peter Haacke, von objektiver, überparteilicher, neutraler Berichterstattung weit entfernt ist. 
Der sprichwörtliche „rote Faden“ ist Stimmungsmache für den Tunnelbau und gegen Bürgermeisterin Eva John!...

...weil seit der Ablösung des Chefredakteurs des Starnberger Merkurs, Herrn Müller-Wendtland, die jahrzehntelange informative, neutrale und überparteiliche Berichterstattung aufgegeben wurde! 
Ab Juni 2016 d.h. sofort nach Antritt des neuen Redaktionsleiters, Herrn Peter Schiebel, hat die rigorose Zensierung und Nichtveröff entlichung von Leserbriefen zum Thema „pro Umfahrung - contra Amtstunnel“ und die 
verunglimpfenden Berichterstattungen gegenüber Bürgermeisterin Eva John begonnen. 

... und weil in dem - pro Tunnel und Anti-Bürgermeisterin John-Hetzblatt - dem sogenannten „Starnberger Bote“ die Berichterstattung durch seinen leitenden Redakteur des Herrn Peter Riemann immer uner-
träglicher geworden ist! Diese Berichterstattung hat mit Journalismus nicht das Geringste zu tun! Dass dieses Hetzblatt im Landratsamt aufl iegt und Herr Landrat Roth dazu meint, dass dies Pressefreiheit sei, erübrigt jeg-
lichen Kommentar! Die gesteuerte Verbreitung von Un-und Halbwahrheiten in der Starnberger Presse ist ja inzwischen hinlänglich bekannt! Wie sonst könnten allein 2017  8 Phantom-Leserbriefe d.h. von Bürgern die es in 
Starnberg nicht gibt  im MM und in der SZ veröff entlicht werden? Desweiteren werden von Herrn Riemann abwechselnd im Merkur und in der SZ seine Anti John Hetz- und pro-Tunnel-Leserbriefe veröff entlicht! Diese Bürger 
- bzw.- Leser- Verdummung schreit zum Himmel und hat mit Pressefreiheit wirklich rein gar nichts zu tun! Vielleicht sollten die Inserenten im „Starnberger Bote“ mal überprüfen, wen und was sie mit ihren Anzeigen fi nanzieren! 

In einer Demokratie sollten die Stimmen zählen!
Das nebenstehende Wiederholungswahlergebnis nicht anzuerkennen 

ist mehr als 100% Bürgerwillenmissachtung! 
Dies gab‘s noch nie in der 99jährigen Demokratie im Freistaat Bayern!  

Mit der Stadtratssitzung vom 20.02.2017 wurde der Bürgerwille um 180 Grad 
gedreht und die danach erfolgten Aussagen zeigen deutlich, was die Leitfi guren 

der Starnberger CSU von Bürgerstimmen halten! 

Stefan Frey, Ministerialrat im Bayerischen Innenministerium  
und Ortsvorsitzender der CSU in Starnberg,

spricht im MM von einem „kleinen Wunder im Februar“ 
und Stefanie von Winning, die CSU Kreisvorsitzende, 

wird im Merkur wie folgt zitiert:
„Dass es zu der 19:12 Entscheidung überhaupt gekommen ist, 

sei „ein kommunalpolitisches Meisterstück“ gewesen!

Gute Nacht CSU; mit Demokratie hat das nichts zu tun!

Quelle: 
Starnberger Merkur 
Dezember 2017
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Starnberger W A H R H E I T
ALLES SCHWARZ auf WEIß  zum B2-Staatstunnel 
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(Schreiben an den Starnberger Merkur)

Sehr geehrte Damen und Herren,

meine Familie ist in 3. Generation 
Abonnent des Starnberger Merkur. 
Das möchten wir jetzt schnellstmöglich beenden.  

In der Ausgabe vom 1. Februar würdigte Chefredakteur Georg Anas-
tasiadis Ihren Verleger Dirk Ippen für seine 50jährige Tätigkeit. Dort war 
zu lesen: „Kaum einem Jungredakteur vergisst der Unternehmenspat-
riarch bis heute einzubläuen, dass Distanz zu den Mächtigen die Seele 
der Zeitung sei. Denn deren Liebe dürfe nur einem gelten: dem Leser.“ 
In Starnberg scheint Herr Ippens Botschaft nicht angekommen zu sein. 
Zumindest nicht, was die Berichterstattung über die Stadt Starnberg 
angeht. „Distanz zu den Mächtigen“ bedeutet schließlich nicht, be-
stimmte politische Gruppierungen sowie die Erste Bürgermeisterin in 
fast jedem Bericht in ein möglichst schlechtes Licht zu setzen. Statt-
dessen jeden „Pieps“ der Gegenseite groß und natürlich als „das Gel-
be vom Ei“ herauszubringen. „Distanz zu den Mächtigen“ würde nach 
unserem Verständnis bedeuten, das gesamte Geschehen in der Stadt 
aus der Distanz des unbeteiligten Beobachters heraus so zu schildern, 
wie es sich tatsächlich dargestellt hat. Bei vielen Ereignissen sind wir 
hautnah dabei, haben aber am nächsten Morgen angesichts der Art 
der Berichterstattung, insbesondere der Ihres Herrn Chefredakteurs 
Peter Schiebel, meist das Gefühl, selbst auf einer deutlich anders ver-
laufenen Veranstaltung gewesen zu sein.

Es stellt sich uns die Frage: Ist der Starnberger Merkur noch seriöse 
Heimatzeitung oder schon Boulevard-Blatt? Schwere Unfälle, andere 
Unglücke, Streit und „Skandale“, die oft genug erst durch die Wortwahl 
des Redakteurs dazu gemacht wurden, werden groß aufgemacht. Es 
lässt sich nachverfolgen, dass die Redaktion auch bei der politischen 
Berichterstattung über Starnberg stets auf der Suche nach Themen ist, 
die sich dank nach Sensation heischenden Überschriften in den Fokus 
des Lesers drängen sollen. In den Vordergrund wird die oft menschlich 
unterirdische Auseinandersetzung zwischen einzelnen Stadträten und 
der Bürgermeisterin oder von Stadträten untereinander gestellt, ohne 
dass die Sache, um die es geht, überhaupt, geschweige denn ausrei-
chend beleuchtet wird. Seit Herrn Schiebels Amtsantritt verzichtet der 
Starnberger Merkur auf Hintergrundberichte sowie auf das Aufzeigen 
und Erklären von Entwicklungen. Früher war das das Markenzeichen 
Ihrer Zeitung. Offenbar zählt nur noch die schnelle, ohne großen Auf-
wand zu recherchierende Meldung. Wichtige Informationen werden 
dem Leser vorenthalten, wenn sie nicht in das Bild passen, das zu 
zeichnen man beabsichtigt. Begriffe werden in falsche Zusammen-
hänge gestellt. Warum zum Beispiel sollte eine Live-Übertragung aus 
der Stadtratssitzung per Internet Fakten transparenter machen? Nur 
weil man zuschauen kann, wie die Akteure im Rat wieder einmal die 
Fakten möglichst dick vernebeln? Stadträte dürfen das. Aber Aufgabe 
der Zeitung wäre es nach unserem Verständnis, die Fakten zu ermit-
teln und sie für die Leser verständlich, somit das Stadtratsgeschehen 
transparenter zu machen. Entwicklungen in der Sache und Entschei-
dungen darüber mehr in den Vordergrund zu stellen als den Streit, der 
bei genauer Betrachtung ohnehin von bestimmten Gruppierungen 
nur inszeniert wird, um daraus politisches Kapital zu schlagen - Eine 
solche, „andere“ Berichterstattung wäre nach unserem Verständnis 
„Dem Leser Liebe angedeihen lassen.“ Dazu hätte auch gehört, dass 
Herr Schiebel in Bericht und Kommentar über den Beschluss zum 
Livestream nicht nur sein Unverständnis über die ablehnenden Stim-
men äußert, sondern zugleich deutlich macht, dass selbstverständlich 
auch jedem Stadtrat Persönlichkeitsrechte an seinem Wort und Bild 
zustehen, und er oder sie sich eben nicht dafür entschuldigen müs-
sen, wenn sie beides der Internet-Gesellschaft nicht zum genüsslichen 
Zerfleischen zur Verfügung stellen wollen. Herr Schiebel kennt doch 
die Social-Media-Gruppen und ihr Wirken in Starnberg sehr genau. Wir 
haben das Gefühl, dass unter seiner Verantwortung deren Meinung 
über den Merkur längst wichtiger geworden ist als die Meinung der 
„normalen“ Starnberger Bürger über seine Zeitung. Wo sind der Res-
pekt und die Wertschätzung gegenüber deren Anliegen? Ich erinne-
re an Berichterstattungen über die Ideenwerkstatt (nonconform), die 
Tätigkeit von Bürgervereinen und –initiativen, deren Wert der Chefre-
dakteur schon durch die Wahl der Worte gern danach feststellt, ob sie 
die politische Mehrheitsmeinung im Stadtrat oder die dortige Minder-
heit unterstützen. Ist es Liebe zum Leser, wenn bestimmte politische 
Gruppierungen nach Ortsversammlungen einen eigenen Text bei der 
Redaktion abliefern und dieser dann gedruckt wird? Ist es wirklich ver-
antwortungsvoller Journalismus, wenn Vorwürfe gegen die Bürger-
meisterin, die längst entkräftet wurden, immer wieder im Rückblick 
erscheinen?

Nach unserer Auffassung hat eine Heimatzeitung eine große Verant-
wortung für den sozialen Frieden am Ort. Wir glauben: Dieser Ver-
antwortung wird der Starnberger Merkur nicht mehr gerecht. Weder 
können sich alle gesellschaftlichen Gruppen noch alle politischen 
Richtungen hier ausreichend dargestellt, geschweige denn respek-
tiert oder wertgeschätzt fühlen. Der demokratische Diskurs, der auch 
über die Zeitung transportiert wird, muss mit sauber formulierten Be-
griffen dargestellt werden. Nur so wird dem Leser Vielfalt präsentiert, 
und er hat dann die Wahl der Entscheidung. In der Berichterstattung 
Ihrer Zeitung aber steht die Sache, um die es geht, schon lange nicht 
mehr im Vordergrund. Ihr ist es wichtiger, über die Anwürfe von Stadt-
räten gegen die Bürgermeisterin oder untereinander zu berichten. 
Der Starnberger Merkur macht sich ohne Not zum Teil eines der hier 
agierenden politischen Systeme, das von Anfang an nur ein Ziel hat: 
Verhindern, dass diese Bürgermeisterin für eine weitere Amtsperiode 
gewählt werden könnte. 
In meinem großen Bekanntenkreis ist das, was ich hier geschildert 
habe, längst Gespräch, und wird auch weiterhin kommuniziert. Wir ha-
ben die Hoffnung auf Besserung längst aufgegeben und können Sie 
auch nicht zu anderem Handeln bewegen. Aber wir müssen das, was 
wir für falsch und schädlich für diese Stadt halten, nicht länger finan-
ziell unterstützen. Deshalb möchten wir ab sofort keine Lieferung Ih-
rer Zeitung mehr. Um schriftliche Bestätigung dieser Abo-Kündigung 
wird gebeten.
  
Mit freundlichem Gruß
Josef Pfister	           	    		                    14. Februar 2018

Kante 

zeigen
!

Irgendwann reichts !

Am 3. Januar hat „Lokales aus Starnberg“ unter der Überschrift „In eigener Sache“ mein Schreiben an die Leitung der 
Redaktion der „Starnberger Neuesten Nachrichten“ veröffentlicht. Unter „Heimatpolitik im weltweiten Netz“ hatte deren 
Autor Peter Haacke auf der ersten Seite der Landkreisausgabe Starnberg vom 3. Januar dieses Jahres über Internet-Blogs 
berichtet, die zum Geschehen im Starnberger Stadtrat  informieren. Mir ging es damals nicht nur um Fehler im Artikel, son-
dern zudem um die damit verbreitete persönliche Beurteilung meines Blogs und meiner Arbeit, zum einen durch den Ver-
fasser des Artikels selbst. Nach meiner Auslegung journalistischer Grundsätze steht ihm das außerhalb eines deutlich als 
solchen gekennzeichneten „Kommentars“ nicht zu. Zum anderen durch die Weitergabe von Unterstellungen angeblicher „
Kritiker“ meiner Arbeit, ohne dass er Ross und Reiter benannte. Das Fazit, mit dem Herr Haacke seinen Artikel schloss, muss nach meiner Auffas-
sung über Journalismus genauso für die lokale Süddeutsche Zeitung gelten: „Es gibt diverse Möglichkeiten, sich (per Internet) über Kommunal-
politik zu informieren. Allerdings ist dabei stets zu beachten, ob die jeweilige Quelle auch vertrauenswürdig ist, Fakten real und nachprüfbar sind, 
und welche Interessen die jeweils Verantwortlichen haben.“
Auf mein Schreiben  folgte diese Reaktion : Nicht auf Seite 1, auf der Herr Haacke meine journalistische Tätigkeit am 3. Januar als etwas in der Ver-
gangenheit Liegendes bezeichnet hatte, sondern auf der Seite 2, „Kultur im Landkreis“, Ausgabe vom 16. Januar 2018, in der rechten Spalte – ganz 
unten am Ende der Seite nach diversen Kulturmeldungen-  erschienen sechs im Layout reduzierte Zeilen unter der Überschrift „Korrektur“. Wie-
derum ohne Angabe der korrekten Blog-Adresse. Es wurde dort lediglich mitgeteilt, ich sei „nach eigenem Bekunden“ weiterhin als Journalistin 
tätig. Die Redaktion „München Region Bayern“ ließ mich wissen, in der Online-Ausgabe sei diese Korrektur ebenfalls vorgenommen worden. Das 
ist richtig. Ansonsten aber blieb alles so stehen. Im Schreiben der Redaktion heißt es weiter: „Im Übrigen sehen wir in unserer Berichterstattung 
keinerlei Verstöße gegen presserechtliche und presseethische Richtlinien.“

Kommentar „in eigener Sache“: 
Seit 1972 war mir die SZ fast täglicher Begleiter, also ein langjähriger Freund. Bis dieser sich vor einigen Jahren zu verändern begann, zumindest 
auf lokaler Ebene. Manchmal erlebt man so etwas. Freunde verändern sich. Zuerst sucht man noch nach Gründen, die dieses geänderte Verhalten 
entschuldigen könnten. Dann wächst das Unverständnis. Wenn der ehemalige Freund aber plötzlich und unvermittelt, ohne erkennbaren Grund 
auch noch „zuschlägt“ versteht man die Welt nicht mehr. Erwartet zumindest eine Rücknahme des Gesagten und eine Entschuldigung. Weder das 
eine noch das andere bekam er auf die Reihe. So blieb am Ende nur die Trennung. Deshalb nun „Bye-bye SZ!“

Diese und weitere interesannte Artikel finden Sie im Blog von Barbara Irlbauer , den wir nur allen empfehlen können, die sich über „Lokales aus 
Starnberg „ – Nachrichten aus Starnberg – Politik und Stadtentwicklung informieren wollen. 

Quelle: https://lokales-aus-starnberg.blog
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Impressum:         V.i.s.d.P.          Starnberger Initiative          Willi Illguth          Dinardstraße 6          82319 Starnberg       

In der Kündigung eines langjährigen Merkur-Lesers an den Herausgeber des MM, Herrn Dirk Ippen persönlich heißt es 
u.a. „Seit dem kürzlich erfolgten Wechsel des Starnberger Chefredakteuriats vermisse ich die gebotene Überpar-
teilichkeit. Im Gegenteil verspüre ich - bzw. werden mir zugetragen - Zensur oder gar Boykott auch etwa von 
Leserbriefen wohl geleitet durch Parteinahme, die ich als Einschränkung der bisher geschätzten Informations-
bandbreite Ihrer Zeitung nicht gut heißen kann“. Per E-Mail vom 21.10.2016 kündigte Herr Ippen für Januar 2017 ein 
gemeinsames Treffen in Starnberg an. Leider hat sich Herr Ippen bis dato nicht mehr gemeldet!

Aktion!

Reaktion!

							                 (Schreiben an den Starnberger Merkur)
Sehr geehrte Damen und Herren,                                                                  19.02.2017 -  Kündigung / Kundennummer 1207047

mein über vierzigjähiges Abonnement kündige ich hiermit fristlos! Die Berichterstattung des Münchner Merkur, bzw. 
Starnberger Merkur hat durch den neuen Redaktionsleiter Herrn Peter Schiebel seine bisherige Neutralität und Über-
parteilichketi verloren!
Herr Schiebel diskreditiert unsere Bürgermeisterin Eva John ständig mit gezielter negativer Berichterstattung. Fairer Jour-
nalismus sieht anders aus! Leserbriefe, vor allem zum Thema Tunnel und Umfahrung werden um wichtige Passagen ge-
kürzt oder oft nicht veröffentlicht. Dass eine derart manipulierte Berichterstattung im Starnberger Merkur möglich ist, 
übersteigt mein Demokratieverständnis!

Mit freundlichen Grüßen
Willi Illguth
 

Wie „in eigener Sache“ endete . . .

Wahrheit

?

Manchmal ist das mit der Wahrheit ganz schön verwirrend. 
Was einem zunächst offensichtlich als richtig erscheint, 
kann sich nach genauer Betrachtung als falsch herausstellen 

und was einem zunächst falsch erschien, ist dann doch richtig. 
Eine Aussage die vor einiger Zeit noch zutreffend war, 

kann sich aktuell als völlig unsinnig herausstellen. 
Darum muss jeder für sich selbst alle Fakten aufmerksam prüfen 

um „Seine WAHRHEIT“ zu finden.

Und auch das gibt’s in Starnberg: couragierte und engagierte Bürger mit Liebe zur Heimat Starnberg und der Demokratie haben unmittelbar 
nach dem falschen - da dem Bürgerwillen entgegenlaufenden - Stadtratsbeschluss zum Bau des Tunnels den Verein „Starnberg bleibt oben e.V.“
ins Leben gerufen, um im Rahmen eines Bürgerentscheids allen Starnbergern die Möglichkeit einzuräumen, ihre Stimme zu diesem zentralen 
Bauvorhaben abzugeben. 

Das Motto des Vereins lautet deswegen passenderweise „wir geben Starnberg die Demokratie zurück!“. Da dieses Demokratieverständnis 
von weiten Teilen des Starnberger Stadtrates nicht geteilt wird, wurde das in kürzester Zeit erfolgreiche Bürgerbegehren nicht zum Bürger- 
entscheid zugelassen. Aus diesem Grund liegt die Entscheidung über die Zulassung derzeit bei Verwaltungsgericht München, dessen Urteil ab 
dem 7. März 2018 erwartet wird.

Alle Informationen finden Sie auf der offiziellen Website dieses als gemeinnützig anerkannten Vereins unter 

www.keintunnel.de 

„Wir geben Starnberg die Demokratie zurück!“



100% gegen Bürgermeisterin Eva John
ist die Devise des Journalisten Peter Haake von der SZ!

Verzögert, verweigert, verfahren 
Turbulent wie nie zuvor gestaltet sich die Kommunalpolitik in Starnberg. Zwischen Stadtrat und Bürgermeisterin kommt es 
zu erbitterten Auseinandersetzungen, sogar ein Disziplinarverfahren wird angestrengt. Nur ein Thema ist entschieden: Der 
B2-Tunnel wird von 2018 an gebaut.

VON PETER HAACKE     (Süddeutsche Zeitung vom 27.12.2017)

Starnberg - Rechtliche Auseinandersetzungen, Strafanzeigen, Dienstaufsichtsbeschwerden und Disziplinarverfahren 
prägen das vierte Jahr der Amtszeit der Ersten Bürgermeisterin in der Geschichte Starnbergs. Eva John interpretiert Öf-
fentlichkeitsarbeit, Transparenz und die Gemeindeordnung auf völlig neue Art: Sie weigert sich wiederholt, Aufträge des 
Stadtrats zu erledigen. Hier die Höhe- und Tiefpunkte eines denkwürdigen politischen Jahres.

Tunnel und Umfahrung
Die wichtigste Entscheidung für die Kreisstadt fällt in der Nacht zum 21. Februar. In einer historischen Sitzung entscheidet 
der Stadtrat mit 19 zu 12 Stimmen: B2-Tunnel bauen, Umfahrung planen. Ausschlaggebend für das Votum ist im Januar ein 
Gespräch im Innenministerium zwischen Vertretern der Obersten Baubehörde und den neun Fraktionen, nachdem man 30 
Monate lang vergeblich auf einen Bericht der Bürgermeisterin zur Machbarkeit einer Umfahrung gewartet hatte. Die Bot-
schaft aus dem Ministerium: Ohne Tunnel keine Umfahrung. Ein Bürgerbegehren gegen den Tunnel lehnt der Stadtrat ab, 
die Initiatoren reichen dagegen Klage ein; darüber entschieden wird 2018. Der Stadtrat beschließt, das Gesprächsprotokoll 
an alle Bürger zu versenden - ein Auftrag, den John bis heute nicht erfüllt hat.

Wangener Weiher
Weiterhin groß ist die Empörung über den Verkauf des Wangener Weihers zum Spottpreis an einen Privatmann. Die 
Kommunale Rechtsaufsicht stellt dazu fest, dass John den Weiher gar nicht hätte verkaufen dürfen. Dennoch bleibt das 
Geschäft vorerst ebenso folgenlos wie eine anonyme Strafanzeige. Allerdings verweigert der Stadtrat der Bürgermeisterin 
mit 15 zu 13 Stimmen die Entlastung fürs Haushaltsjahr 2015. Grund: die dubiosen Umstände um den Weiher-Verkauf, 
ungeklärte Auftragsvergaben, unzureichende Dokumentationen.

Verkehrsentwicklungsplan
Steckenpferd der Bürgermeisterin bleibt der Verkehr. Doch das Blatt wendet sich. Einem Antrag aus der Bürgerversamm-
lung 2015 folgend werden alle weiteren Untersuchungen gestoppt, bis eine Entscheidung zu Tunnel oder Umfahrung gefällt 
ist. Alle übrigen Ergebnisse aus dem Verkehrsentwicklungsplan - angeblich zu 90 Prozent fertiggestellt - hält John unter 
Verschluss.

Machtproben
Im Bauausschuss kommt es im Januar zur ersten Machtprobe über Anfangszeiten von Sitzungen: John startet die Veran-
staltung trotz Protests um 16 Uhr, insbesondere Berufstätige boykottieren den Termin. Eine Neuauflage folgt bei einer vom 
Stadtrat beantragten Sondersitzung zum Thema Verkehr: Zweimal hintereinander legt John den Termin im November unter 
Missachtung von Fristen und Beschlussfähigkeit auf 9 Uhr morgens. Erst im dritten Anlauf tagt das Gremium rechtskonform.

Fachoberschule
Die Bürgermeisterin will das Grundstück am Seilerweg, auf dem die Fachoberschule (FOS) errichtet werden soll, dem 
Landkreis plötzlich nicht mehr zur Verfügung stellen. Sie bringt den Standort hinter dem „Creativ Center“ ins Spiel. Der 
Stadtrat votiert dagegen, Landrat Karl Roth setzt ein Ultimatum - und John ändert eigenmächtig die Konditionen. Nach zwei 
Jahren zäher Verhandlungen soll der Kaufvertrag nun am 28. Dezember unterzeichnet werden.

Centrum
Trotz eklatanter Raumnot im Rathaus und wiederholter Angebote geht die Stadt beim „Centrum“ leer aus: Die Bürgermeis-
terin vereitelt - gegen den ausdrücklichen Willen des Stadtrats - konsequent den Erwerb von Ladenpassage, Tiefgarage 
und Büroflächen, die nun anderweitig verkauft sind

Straßenausbaubeitragssatzung
Das Verwaltungsgericht München erachtet im März die von John 2015 gefällte Entscheidung, die Straßenausbaubeitrags-
satzung außer Kraft zu setzen, für rechtswidrig. Starnberg klagt weiter: Die Stadt strebt am Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig eine Revision gegen das Urteil an.

Hanfeld
Am Ortsrand von Hanfeld stinkt‘s. Die Stadt lagert neben einer Pension teerhaltigen Straßenaufbruch aus der Sanierung 
von Ortsdurchfahrt und Kanalisation. Allen Protesten der Anlieger zum Trotz ändert sich monatelang nichts. Erst im Herbst 
liegt eine Genehmigung zur Lagerung des Materials am Betriebshof vor.

Kapriolen
Nach der Entscheidung um den Tunnel liegen bei Bürgermeisterin John im Februar die Nerven blank: Die Bürgermeisterin 
verlässt unter Tränen die tags darauf anberaumte Sitzung und malträtiert eine Tür. Eine weitere Sitzung verlässt sie vorzei-
tig zugunsten einer Kabarettshow, im Juli ist ein Schülerkonzert wichtiger als die Sondersitzung zum Gewerbegebiet Schorn

Rekorde
Hoffnungslos überfrachtet sind die Tagesordnungen der Stadtratssitzungen im Jahr 2017, oft müssen Punkte vertagt wer-
den. Am spätesten wird es am 27. März (18.30 bis 1.23 Uhr), am längsten geht es am 24. Juli (17 bis 0.28 Uhr) - also fast 
siebeneinhalb Stunden. Die kürzeste Sitzung des Jahres am 3. November (9 bis 10.38 Uhr) ist rechtswidrig einberufen. Von 
insgesamt 19 Sitzungen enden sieben nach Mitternacht.
Ermittlungen
Bei der Kommunalen Rechtsaufsicht am Landratsamt türmen sich die Beschwerden über die Bürgermeisterin. Die Lan-
desanwaltschaft leitet im August ein Disziplinarverfahren ein. John steht im Verdacht, mehrfach Beschlüsse des Stadtrates 
nicht oder nicht fristgerecht vollzogen zu haben. Die Anwälte stützen sich auf einen Bericht des Vize-Bürgermeisters und 
Angaben der Kommunalen Rechtsaufsicht. Die Eröffnung des Verfahrens wird für 2018 erwartet. Der Stadtrat erhebt mehr-
heitlich eine Kommunalverfassungsklage gegen John.

Wasserpark
Um wenigstens 3,5 Millionen Euro teurer als die zunächst veranschlagten 19 Millionen wird die Sanierung des Wasser-
parks. Die anvisierte Wiedereröffnung des künftigen „Seebads“ im Herbst entfällt, neuer Termin ist Ende April 2018.

Seeanbindung
Das wichtigste Thema für Starnberg, es geht um 100 Millionen Euro. Seit 2015 besteht der Stadtrat auf Gesprächen mit 
der Deutschen Bahn und verlangt ein Gutachten. Doch die Bürgermeisterin verharrt in Tatenlosigkeit. Erst mit erheblicher 
Verspätung unter Missachtung sämtlicher Fristen erledigt John unter höchstem Druck ihre Aufträge: Kurz vor Ablauf der im 
Bahnvertrag von 1987 genannten Frist wird für 2018 ein Streitschlichtungsverfahren mit Mediation vereinbart. Die Stadt will 
so eine Schadenersatzklage der DB vermeiden

Ereignisreich, engagiert, entschlossen 
In der Kreisstadt wird klug investiert. Die Stadtratsmehrheit fällt durch Vertagen, Verzögern und Verklagen auf. Trotzdem 
gelingt es, wichtige Projekte voranzubringen um den Menschen in Starnberg mehr Lebensqualität zu bieten und eine nach-
haltige Wertschöpfung zu gewährleisten.

VON EVA JOHN, Erste Bürgermeisterin

Starnberg - Einige Mitglieder des Stadtrates sehen ihre Hauptaufgabe darin, sich über die Arbeit von Stadtverwaltung 
und Bürgermeisterin ausufernd zu beschweren, die Rechtaufsicht am Landratsamt mit Eingaben und Dienstaufsichtsbe-
schwerden zu überhäufen und die Verwaltung damit von ihrer Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger  Starnbergs abzuhal-
ten. Große mediale Unterstützung finden sie dabei beim Redakteur der Süddeutschen Zeitung, Peter Haacke, der ungefil-
tert und größtenteils ohne eigene Recherche Beschwerden dieser Stadträte abdruckt. Für ihn gibt es nur eine Schuldige an 
der politischen Situation, die Erste Bürgermeisterin der Stadt Starnberg, Eva John. Er betreibt das Bürgermeisterin-Bashing 
bis zum Exzess. Mitglieder des Stadtrates füttern ihn mit vertraulichen Informationen aus nichtöffentlichen Sitzungen des 
Stadtrates. Damit füllt er sein Blatt, oft zum Schaden der Stadt Starnberg.
Tunnel und Umfahrung
Der Stadtrat der Stadt Starnberg entscheidet in der Nacht zum 21. Februar mit 19:12 Stimmen, dass der Tunnel gebaut 
werden soll. Ausschlaggebend für das Votum ist die Meinungsänderung von fünf Stadträten der BLS und DPF, die sich 
im Wahlprogramm gegen den Tunnel ausgesprochen haben und nun als Stadträte für dessen Bau stimmen. Die von der 
Bürgermeisterin 2015 in Auftrag gegebene Studie, die dem Stadtrat 2016 vorgelegt wurde, zeigte deutliche Vorteile einer 
Nordumfahrung für die Verkehrsentlastung Starnbergs. Die Botschaft aus dem Ministerium lautete, Starnberg kann selbst 
eine Umfahrung planen. Trotzdem votierte die Mehrheit der Stadträte unnötigerweise für den Doppelbeschluss Tunnel 
bauen, Umfahrung planen. Eine Verlängerung des alten Planfeststellungsbeschlusses wollte das Ministerium nicht mehr 
anstrengen, weil die rechtlichen Hürden für eine Genehmigung wohl unüberwindbar gewesen wären. Dieselbe Mehrheit 
im Stadtrat lehnt übrigens auch ein Bürgerbegehren zur Klärung der für Starnberg sehr bedeutsamen Frage ab. Sie fasste 
auch einen Beschluss zur Versendung des Gesprächsprotokolls. Obwohl es einen Beschluss des Verwaltungsgerichtes 
München gibt, der der Bürgermeisterin genau diesen Versand untersagt. Die Stadtratsmehrheit ignorierte diese Tatsache 
einfach und unterstellte der Bürgermeisterin ein Dienstvergehen.
Wangener Weiher
Über die rechtliche Zulässigkeit des Verkaufs gibt es zwischen Stadtverwaltung und Landratsamt unterschiedliche Auf-
fassungen. Fakt ist, dass der kleine Weiher erst seit der Sanierung im Jahr 2016 für die Feuerwehr überhaupt wieder zur 
Löschwasserentnahme, die im Übrigen grundbuchrechtlich dauerhaft gesichert ist, genutzt werden kann. Zuvor war er eine 
stinkende und trübe Suppe in der Dorfmitte von Wangen, zwar im Eigentum der Stadt, aber Jahrzehnte vernachlässigt. 
Viele finden den vom jetzigen Eigentümer neu hergerichteten Weiher schön. Dass die Stadtratsmehrheit Verwaltung und 
Bürgermeisterin die Entlastung für das Haushaltsjahr 2015 versagt hat, ohne Gründe dafür zu beschließen, bedeutet eine 
grobe Missachtung der gesamten Arbeit der Stadtverwaltung für dieses Jahr. 
Verkehrsentwicklungsplan
Der Verkehrsentwicklungsplan ist für die wirkliche Verkehrsentlastung der Stadt Starnberg unersetzlich. So sah es 2014 
auch noch der Stadtrat, der der Entwicklung des VEP fast einstimmig zustimmte. Doch das Blatt wendete sich. CSU-Mit-
glied Nirschl erreichte mit seinem Antrag in der Bürgerversammlung 2016, dem der Stadtrat mit Mehrheit im Januar 2017 
folgte, dass die Arbeiten daran eingestellt werden mussten. Obwohl die Frage Tunnel/Umfahrung im Februar entschieden 
wurde, hob die Mehrheit im Stadtrat den Verhinderungs-Beschluss bisher nicht auf. Über die Arbeiten am VEP und dessen 
Zwischenergebnisse wurde dem Stadtrat mehrfach berichtet. Der Ersteller des Berichts, Dipl.Ing. Jansen berichtete den 
Fraktionsvorsitzenden zur Jahresmitte. Der Zwischenbericht ist für die Stadträte im Ratsinfo einsehbar.
Machtproben 
Obwohl in der Bayerischen Gemeindeordnung geregelt ist, dass der Bürgermeister Sitzungszeit und –ort festlegt, möchte 
ein Teil des Stadtrates selbst bestimmen, wann eine Sitzung des Ausschusses oder des Stadtrates stattfindet. Ist es nicht im 
Belieben derjenigen Stadträte wird die Sitzung boykottiert. So geschehen bei einer Bauausschusssitzung, die wegen vieler 
Tagesordnungspunkte ausnahmsweise um 16 Uhr beginnen sollte und bei zwei Sondersitzungen im November, die wegen 
Fristgebundenheit morgens um 9 Uhr beginnen sollten. Alle Einladungen entsprachen den gesetzlichen Vorgaben. Dass 
Stadträtin Kammerl angeblich an der Sitzungsteilnahme verhindert war, zeitgleich aber im Rathaus den nächsten Antrag 
auf eine Sondersitzung abgab, sei nur am Rand erwähnt.
Fachoberschule
Bürgermeisterin und Stadträte wollten dem Landkreis zusätzlich zum Grundstück des alten Betriebshofes anbieten, das 
landkreiseigene Grundstück hinter dem Creativ-Center für die Planung einer neuen Fachoberschule mit ausreichend Stell-
plätzen und Freiflächen bauleitplanerisch zu entwickeln. Nachdem der Landkreis dies ablehnte, wurde das nur rund 3700 
qm kleine Grundstück im Gewerbegebiet, das bereits seit 2014 für den Landkreis reserviert ist, zum Kauf angeboten. 
Beschlusskonform wurde dem Landratsamt ein vom Notar entworfener Kaufvertrag zur Prüfung übermittelt. Der mit Hilfe 
der Stadtratsmehrheit unrechtmäßigerweise zu Ungunsten der Stadt veränderte Entwurf, wurde nach einem Beratungsge-
spräch mit dem Notar nochmals im Einvernehmen überarbeitet. Nach den Zustimmungen des Stadtrates bzw. des Kreista-
ges wurde der Vertrag am 28.12.2017 beurkundet. Jetzt ist es am Landkreis, umgehend in die Planungen für die Bebauung 
des Grundstückes einzusteigen.
Centrum
Der Eigentümer wollte das seit fast zwei Jahrzehnten größtenteils leerstehende Centrum in Miteigentumsanteile verkaufen. 
Der Plan der Stadtratsmehrheit, die nur zum geringen Teil für eine Büronutzung geeigneten Flächen zu einem erhöhten 
Preis (vom Mandanten eines Stadtrates) zu kaufen, scheitert. Die Tiefgarage im Centrum wird nach einem Bieterverfahren 
mit  TG-Betreibergesellschaften verkauft. Der Eigentümer schloss zuvor eine Angebotsabgabe durch die Stadt Starnberg 
explizit aus. Die öffentliche Nutzung der Tiefgarage ist aber weiterhin gesichert. Die Ladenpassagen werden an einen In-
vestor verkauft, der dort Handelsflächen anbieten möchte. Der Beschluss der Stadtratsmehrheit,  die Büroflächen zu einem 
überhöhten Preis zu kaufen, war rechtswidrig.
Straßenausbaubeitragssatzung
Der Stadtrat unterstützt zunächst mit Mehrheit die Entscheidung der Ersten Bürgermeisterin aus der stadtratslosen Zeit im 
März 2015, die Straßenausbaubeitragssatzung abzuschaffen. Gegen einen entsprechenden Bescheid des Landratsamtes, 
der die Wiedereinführung verlangt, klagt die Stadt Starnberg. Der Stadtrat  entscheidet sich nach der Klageabweisung in 
1. Instanz nur noch mit knappster Mehrheit (14:13) für den Antrag auf Berufung beim BayVGH. Die Stadtratsmehrheit will 
zunächst weiterhin eine neue Straßenausbaubeitragssatzung. Erst nach einer Empfehlung aus der Bürgerversammlung, 
alles dafür zu tun, dass die Straßenausbaubeitragssatzung abgeschafft bleibt und in Kenntnis des von den Freien Wählern 
initiierten Volksentscheids, stehen auch bei der Stadtratsmehrheit endlich die Weichen auf Abschaffung der bürgerun-
freundlichen Satzung. 
Hanfeld
Hanfeld bekommt als letzter Ortsteil eine Abwasserkanalisation. Gebaut wird diese vom Abwasserzweckverband. Zu Be-
ginn des Jahres wurde auf einer Bürgerversammlung in Hanfeld und dann im Stadtrat die Planung für die Straßenbau-
maßnahmen beschlossen. Der Straßenaushub für den Kanalbau muss im Baufeld gelagert und auf Altlasten hin beprobt 
werden. Teile des Straßenaushubs sind belastet und müssen besonders entsorgt werden. Die Lagerfläche neben der 
Wohnbebauung sorgt für Unruhe bei den direkten Nachbarn. Nach längeren Genehmigungsverfahren kann ab September 
die Lagerung im städtischen Betriebshof durchgeführt werden. 
Kapriolen
Stadtrat Frey lädt in rechtswidriger Weise zu einer nichtöffentlichen Sitzung Gäste ein. Dass die Bürgermeisterin am späte-
ren Abend der Sitzung bereits terminlich gebunden ist und die Sitzungsleitung an ihren Stellvertreter abgibt, ist für ihn und 
die örtliche Presse ein gefundenes Fressen. Es ist für sie nicht nachzuvollziehen, dass die Bürgermeisterin im Hinblick auf 
rund 70 Abend-Sitzungen im Jahr, bei dreien davon zeitweise nicht da ist.
Rekorde
Die Tagesordnungen der Sitzungen des Stadtrates werden immer länger. Gründe dafür sind immer mehr  Dringlichkeits-
anträge, Wiederholungsanträge, Nachprüfungsanträge und Anträge auf Sondersitzungen. Gleichzeitig werden viel mehr 
Vertagungsbeschlüsse als Entscheidungen getroffen. Auch bedingt durch die ausgeprägte  Diskussionskultur gelingt es oft 
nicht, die Sitzungen vor Mitternacht zu beenden.
Ermittlungen
Einige Stadträte machen es sich zum Hobby, zuhauf Beschwerden gegen die Verwaltung resp. die Bürgermeisterin beim 
Landratsamt Starnberg vorzubringen. Ohne den Sachverhalt umfassend zu prüfen werden von dort sämtliche Vorwürfe, 
vornehmlich der Stadträte Neubauer, Janik, Frey, Kammerl, Prof. Dr. Gassner und Dr. Rieskamp der Landesanwaltschaft 
Bayern als Dienstvergehen gemeldet. Das Disziplinarverfahren wurde von Landrat Roth ohne vorherige Information der 
Ersten Bürgermeisterin beantragt. Obwohl die betreffenden Beschlüsse der Stadtratsmehrheit rechtswidrig waren, erhebt 
Dr. Rieskamp in Vertretung der Stadtratsmehrheit Kommunalverfassungsklage. Die Kosten dafür soll der Steuerzahler 
übernehmen.
Wasserpark
Voraussichtlich 22,5 statt der ursprünglich berechneten 19 Mio. Euro werden Umbau und Erweiterung des neuen Was-
serparks kosten. Gründe dafür sind unvorhergesehene Kosten für den Umbau des Bestandsgebäudes, nachträglich be-
schlossene Planänderungen, die notwendig gewordene Dachsanierung sowie eine grundlegende Sanierung der Schwimm-
becken. Auch die Sanierung der maroden Ufermauer im Bereich vor den neuen Saunahütten schlägt zu Buche. Die vom 
Stadtrat im Betriebskonzept festgelegten Preise für die Nutzung von Hallenbad, Sauna und Strandbad steigen moderat an.
Seeanbindung
1987 wurde zwischen der Stadt Starnberg und der Bahn ein Vertrag geschlossen, in dem neben dem Bau des Bahnhof 
Nord auch der Umbau der Bahnanlagen am Bahnhof See vereinbart wurden, mit weitestgehender Kostenübernahme durch 
die Stadt. Jahrelang wurde mit geschönten Zahlen gearbeitet. Erst eine 2015 in Auftrag gegebene und vom Stadtrat be-
schlossene Projektanalyse brachte ans Licht, dass statt der immer wieder öffentlich genannten Investitionssumme von rund 
60 Mio. Euro tatsächlich fast das doppelte, nämlich 115 Mio. Euro durch die Stadt aufgebracht werden müssten. Dass das 
nicht leistbar ist, dürfte jedem klar sein. Zum Ende des Jahres 2017 ist es den Vertretern der Bahn und der ersten Bürger-
meisterin gelungen, verbindliche Gespräche im Rahmen eines Mediationsverfahrens bei der IHK zu vereinbaren, mit dem 
Ziel, gemeinsam eine städtebaulich, technisch, finanziell und rechtlich realisierbare Lösung zu finden, die auf jeden Fall 
den barrierefreien Ausbau des Bahnhofes am See zum Ziel hat. Die gegenseitigen Klagen sind damit vorerst vom Tisch.

100% für Starnberg war der Slogan 2014 der Wählergruppierung BMS und 

dem ist Bürgermeisterin Eva John bis heute treu geblieben!
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Quelle: Berichterstattung und Gegendarstellung - BMS  --> www.mitte-starnberg.de



 1. Einen Kandidaten gegen den Tunnel gewählt haben und dieser stimmt dann für den Tunnel?

 2. Einen Kandidaten zur Zusammenarbeit mit der von Ihnen gewählten Bürgermeisterin gewählt haben und dieser arbeitet dann gegen die von Ihnen gewählte Bürgermeisterin?

 3. Einen Kandidaten zur Herbeiführung einer politischen Wende in Starnberg gewählt haben und dieser arbeitet dann mit dem politischen Gegner zusammen?

 4. Einen Kandidaten für eine Politik nach demokratischen Spielregeln gewählt haben und dieser spielt dann „Demokratie neu denken“?

 5. Einen Kandidaten für eine Umfahrungsplanung ohne vorherigen Tunnelbau gewählt haben und dieser stimmt dann für eine Umfahrungsplanung mit vorherigem Tunnelbau?

Fühlen Sie sich betrogen, wenn Sie . . . X

Wenn Sie diese Fragen mit Ja beantworten, 
dann stimmen Sie bitte beim kommenden Bürgerentscheid mit Ja; 

bei der Landtagswahl 2018 gegen die Tunnelbefürworter CSU, SPD und Bündnis /Die Grünen.

Starnberger Bürgerinitiative    
 „Pro Umfahrung - Contra Amtstunnel“ e.V.  

 
 
 
 
BI Pro Umfahrung-Contra Amtstunnel – c/o  Dr. Klaus Huber  -Shockinger Str. 15 - 82319 Starnberg 

  
Vorsitzender:     Dr. Klaus Huber      Homepage:  www.pro-umfahrung.de 
Vorsitzender stellv.:      Dr. Helmut Hebeisen      E-Mail:  info@pro-umfahrung.de 
Schriftführer:     Georg Stahl       Vereinsregister:            München  VR 71385  
Schatzmeister:     Carl-Peter Altwickler  
Anschrift:     BI Pro Umfahrung - Contra Amtstunnel   e.V., 82319 Starnberg, Söckingerstr. 15 
Spendenkonto:     299 72 66, VR Bank Starnberg (BLZ 700 932 00)  -  IBAN  DE64 7009 3200 0002 9972 66 

 
Presseerklärung 

der BI zum Jahrestag des fragwürdigen Doppelbeschlusses des Stadtrats vom 20. Februar 2017 
„Tunnel bauen und ortsferne Umfahrung planen“ 

 
Vor einem Jahr hat die BI begrüßt, dass sich der Stadtrat am 20. Februar 2017 einstimmig zur Notwendigkeit 
einer Nordumfahrung bekannt hat. Weiterhin wurde begrüßt, dass zur Planung dieses Projekts 500.000 € in 
den Haushaltsplan 2017 eingestellt wurden. Der Beschluss, gleichzeitig den Tunnel zu bauen, ist ein 
widersinniges Junktim: Der Bau des B2-Tunnels ist keine Voraussetzung für die Planung einer ortsfernen 
Umfahrung, aber für deren Bau ein absoluter Hinderungsgrund. 
 
Die Haltung der BI zum Thema Umfahrung ist klar: Nach dem umfassenden Verkehrskonzept von Prof. 
Kirchhoff, Stadt- und Verkehrsplaner der TUM i.R., teilt sich die Nordumfahrung westlich von Gut Rieden in 
einen ortsfernen Ast zur A95 und einen ortsnahen Ast zum Starnberger Gewerbegebiet. Die beiden Äste 
einer Nordostumfahrung ergänzen sich. Sie müssen bzw. können aber praktisch kaum gleichzeitig geplant 
und realisiert werden. Nun sind die Mehrheitsverhältnisse so, wie sie sind, und der ortsferne  Ast zur A95 bei 
Oberdill wird zuerst verfolgt.  
 
Ohne Frage vertritt die BI die ortsferne Nordumfahrung. Die Lage der Hochbrücke über das Mühlthal ist ein 
Zwangspunkt ebenso wie die Anschlussstelle an die Autobahn A95 bei Oberdill. Hier herrscht Einigkeit. 
Optimal wäre die Fortführung der Nordumfahrung in Richtung B11, da Hohenschäftlarn ebenfalls eine 
Nordumfahrung für die Staatsstraße St 2071 plant, die derzeit eine Ortsdurchfahrt mit großer 
Verkehrsbelastung darstellt. Die Varianten einer Nordumfahrung unterscheiden sich jedoch zwischen 
Mühlthal und Waldkreuzung wesentlich, wenn sie außer Starnberger Gemeindegebiet auch das von Gauting 
durchschneiden. Der Verlauf über fremdes Gemeindegebiet verlangt zwingend ein Raumordnungsverfahren 
durch die Regierung von Oberbayern. Die Verfahrensschritte und zu liefernden Ausarbeitungen sind in 
Merkblättern ausführlich dargelegt. Dazu müssten Fachplaner für Verkehr, Straßenbau und 
Umweltverträglichkeit vom Stadtrat beantragt bzw. beauftragt werden. Die BI sieht keinen Hinderungsgrund, 
die notwendigen Unterlagen für ein Raumordnungsverfahren zu erarbeiten. 
  
Doch seit einem Jahr fehlen gerade dazu die notwendigen Beschlüsse der neuen Mehrheit im Stadtrat. 
Stattdessen freut man sich, durch Chaos den Stillstand zu provozieren, um anschließend die Erste 
Bürgermeisterin wegen Untätigkeit zu verklagen. Der zweite Bürgermeister, Dr. Klaus Rieskamp, einst 
Gründungsmitglied der BI, persönlicher Kläger im Prozess der BI gegen den B2-Tunnel und Gestalter der 
Plakats der 30 Tunnelbaustellen zeichnet sich als Handlanger der Tunnelfreunde im Rat durch eklatanten 
Sinneswandel und Streitsucht aus. Im Gegensatz zu den weiteren Umfallern Johannes Bötsch, Angelika 
Kammerl, Sigi Loesti und Angelika Wahmke, welche den B2-Tunnel ebenfalls nach einer Gehirnwäsche 
begrüßen, müsste Dr. Rieskamp eigentlich wissen, was für einen Schaden er anrichtet. Denn mit dem Bau 
des B2-Innenstadttunnels gehen die Chancen für eine ortsferne Ergänzung der Westumfahrung gegen Null.  
 
Die Ablehnung des Bürgerbegehrens durch die „Allianz des Stillstands“ hat genau das Gegenteil einer 
Befriedung bewirkt, die der Ortsvorsitzende der CSU vollmundig herbeireden wollte. Landauf, landab werden 
Verkehrsprojekte über Bürgerentscheide gelöst, nur in Starnberg soll das nicht möglich sein. Seit Jahren 
dominieren Stadträte den Rat mit fragwürdiger Juristerei. So wird die jämmerliche Ablehnung des 
Bürgerentscheids „Kein Tunnel in Starnberg“ am Mittwoch, den 7. März beim Verwaltungsgericht verhandelt. 
Die Aussichten der BI sind nicht schlecht. 

Starnberg, den  19. Februar 2018      gez. Georg Stahl 
                                 (BI-Pressesprecher) 
 

Gründungsmitglied der BI, persönlicher Kläger im Prozess der BI gegen den B2-Tunnel und Gestalter der 
Plakats der 30 Tunnelbaustellen zeichnet sich als Handlanger der Tunnelfreunde im Rat durch eklatanten 
Sinneswandel und Streitsucht aus. Im Gegensatz zu den weiteren Umfallern Johannes Bötsch, Angelika 

Aktuell

 sind es bereits 

39 Baustellen
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Bereits im Juni 2016 wurde ein Leserbrief  einer „Phantom-Person“ im Kreisboten Starnberg veröff entlicht. 
(Siehe Artikel links oben „Der Stil ist haarsträubend“).

Es ist zu vermuten, dass das alles von langer Hand geplant wurde. In diesem Fall mit dem Ergebnis, dass die Schaukästen in 
der Wittelsbacher Straße gekündigt wurden, mit der Begründung der Renovierung, was allerdings bis heute nicht geschah!
In der Zeit von Januar 2017 bis November 2017 wurden im Starnberger Merkur und in der Süddeutschen Zeitung insge-
samt mindestens neun gefälschte Leserbriefe veröff entlicht.
Dass in diesen Leserbriefen genau wie in der Berichterstattung der beiden Medien grundsätzlich die Bürgermeisterin dif-
famiert und pro Tunnel berichtet wird, muss nicht weiter erwähnt werden!
Journalismus ohne neutrale Berichterstattung ist nicht demokratisch. Die Zeit, als es hieß: „...in der Zeitung steht es schwarz 
auf weiß, das ist die Wahrheit“ ist in Starnberg vorbei!

Quelle: Kreisbote Starnberg Juni 2016

Quelle: Kreisbote Starnberg Juni 2016

wer ist das?Quelle: Starnberger Merkur Februar 2017
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Quelle: Starnberger Merkur Juni 2017

Quelle: 
Starnberger Merkur 
September 2017

wer ist das? wer ist das?

wer ist das?

Antwort auf den Leserbrief  einer (leider) nicht existierenden Person!

Lüge, 

bewusst falsche Aussage 
oder unwahre Behaup-
tung (im Gegensatz zum 
Irrtum). 

Für Lügen gibt es unter-
schiedliche Beweggründe
(etwa Angst, Geltungs-
bedürfnis, Berechnung, 
Höflichkeit bzw. Rück-
sichtnahme). 

Quelle: 
MEYERS 
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Quelle: Starnberger Merkur November 2017

Quelle: 
Süddeutsche Zeitung 

Januar 2017

Quelle: 
Starnberger Merkur 
Mai 2017

wer ist das?

wer ist das?

wer ist das?

wer ist das?

wer ist das?

Quelle: Starnberger Merkur November 2017

Quelle: 
Süddeutsche Zeitung

September 2017

wer ist das?

Quelle: Starnberger Merkur November 2017

Quelle: 
Süddeutsche Zeitung 
November 2017Q
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Einen Fehler durch eine 
Lüge zu verdecken heißt, 
einen Flecken durch ein 

Loch zu ersetzen.

Aristoteles
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„Stadtrat gegen Eva John“ vom 18.11.2017 
(Leserbrief an die Redaktion Starnberger Merkur)
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
 
Frau John ist der Stachel im Fleisch der „Mächtigen“ in Starnberg. Schon bei unserem Zuzug 1980 hatte die 
CSU die UWG (eigentlich CSU), die SPD und die Grünen auf ihrer Seite. Opposition war von denen nicht zu 
erwarten. 
 
Als angeblich der Tunnelbau näher rückte, formierte sich dagegen ein Widerstand aus FDP und BLS sowie die 
Bürgerinitiative BI. Letztere gründete dann eine politische Gruppierung, die WPS. 
 
2002 wurde der Tunnelgegner Pfaffi  nger (BLS) zum Bürgermeister gewählt. Aber schon kurz danach wechsel-
te er - anders als vor der Wahl versprochen - zur UWG und wurde ein eifriger Verfechter des Tunnelbaus. Die 
BMS von Frau John wurde gegründet. Viele Bewohner der Stadt glaubten nun nicht mehr an die „schnellste 
Verkehrsentlastung“ Starnbergs nach jahrzehntelangem Hinhalten, zumal die Sicherheitsmängel im Tunnel, 
der die Innenstadt belastende Abluftkanal ohne Filter und die jahrelangen Baustellen in der Innenstadt be-
kannt geworden waren. So änderte sich 2014 die Zusammensetzung im Stadtrat. Die Tunnelgegner hatten 
nun die Mehrheit. Aber je einsichtiger sich die Bürger zeigten, so eigenartig reagierte ein Teil der Stadträte. 
Sie mutierten von Tunnelgegnern nach Antritt ihrer Ämter zu Tunnelbefürwortern. Von nun an kämpften 
CSU, UWG, SPD, Grüne und BLS gemeinsam gegen Frau John. 
 
Denn wieder hatten Stadträte die Seiten gewechselt und das Mobbing gegen die Bürgermeisterin begann. 
Der zweite Bürgermeister, der mich zuvor bei meiner Petition gegen den Tunnel in den Landtag begleitet 
hatte, dann die Klage gegen den Tunnel mit unterschrieb und nach der Wahl 2014 das Ruhen der Klage mit 
beantragte, ist nun plötzlich einer der eifrigsten Verfechter des Tunnelbaus. Ich halte diese Stadträte nicht für 
so naiv, dass sie den Aussagen, zuerst Tunnelbau, dann Umfahrung, glauben. Weshalb aber wechseln immer 
nur Tunnelgegner zur Gegenseite? Ich frage mich allen Ernstes, wie sie dazu gebracht werden und welche 
Vorteile ihnen das bringt? 
 
Nun also soll durch Klagen die den „im Hintergrund die Fäden ziehenden Mächtigen der CSU“ der seit Jahr-
zehnten gewohnte Freiraum gegeben werden, zum Nachteil der standhaften Bürgermeisterin, der Bürger 
und der Stadt. Und die Presse hier in Starnberg - Merkur, SZ und Kreisbote - sind nicht nur CSU-freundlich, 
sondern CSU-hörig, was eine neutrale Berichterstattung unmöglich macht.
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gunar Ehrhardt
Starnberg nicht veröffentlicht

„Stadträtinnen treten aus der WPS aus“ vom 31.05.2016 
(Leserbrief an die Redaktion Starnberger Merkur)
 
Angelika Kammerl mit ihrer Anti-Allianz-Einstellung hat angeblich den Rausschmiss aus der WPS befürchtet, 
was den Verlust ihres Stadtratsmandats bedeutet hätte! Letzterem wollte sie jedoch zuvorkommen, ergo ist 
sie zusammen mit Frau Loesti, die die gleiche negatiave Einstellung hat, ausgetreten. Die Damen kennen 
und können nur Opposition!
Die Akteurinnen haben übersehen, dass sie nicht ihrer Persönlichkeit wegen gewählt wurden, sondern weil 
sie einen vorderen WPS-Stadtrats-Listenplatz hatten!
Ginge es den Damen um das Wohl der Stadt und nicht um ihre Selbstdarstellung als Stadträtinnen, hätten 
sie trotz aller Meinungsverschiedenheiten mindestens ein klärendes Gespräch gesucht! 
Besser, die Protagonistinnen hätten ihrer Glaubwürdigkeit wegen ihr Stadtratsmandat zurückgegeben, zu-
mal Frau Kammerl noch nicht mal in Starnberg wohnt. So aber zeigt der Austritt, dass es den Damen nur 
darum geht, Ärger zu stiften und ihrer Wählergruppierung und der WPS-Fraktion zu schaden!
Das Ziel der WPS, den B2-Stadtselbstzerstörungs- und Energieverschwendungstunnel zu verhindern, ist mit 
Wahl von Bürgermeisterin Eva John gelungen! Was Eva John in der kurzen Zeit ihres Wirkens in Starnberg 
zum Positiven gewandelt hat, ist beachtlich, selbst die Westumfahrung wird bis 2018 fertig! Jedoch bei der 
Politik ist es wie im wahren Leben „alle Menschen recht getan ist eine Kunst die niemand kann“!
Wie wichtig die von Prof. Picker in der letzten Stadtratssitzung vorgeschlagene Klausur für den zerstrittenen 
Stadtrat ist, zeigt der Lachanfall von Stefan Frey bei der vorherigen Stadtratssitzung, als er vermutlich er-
kannte wie aberwitzig seine Auff orderung an Bürgermeisterin Eva John ist: den Antrag der Tunnelbefürwor-
ter und Bürgerwillensmissachter von CSU, UWG, GRÜNE und SPD nach Berlin als offi  zielle Stellungnahme der 
Stadt zum Bundesverkehrswegeplan zu übermitteln! Schizophrener gehts nicht!
Her mit der Klausur!

Willi Illguth
Starnberg nicht veröffentlicht

An den Starnberger Merkur zum Artikel vom 11.05.2017
Landrat: Das ist schäbig“.
 
GROBE PFLICHTVERLETZUNG IM AMT DES STARNBERGER LANDRATS.

Man kann es  nur als politische Instinktlosigkeit und grobfahrlässige Pfl ichtverletzung bezeichnen, wenn der amtierende Landrat Karl Roth in einer Parteiveranstal-
tung der CSU das gestartete Bürgerbegehren, so kommentiert: „Ich fi nde das Vorhaben ganz schäbig“ und weiter: „Ich hoff e, dass dieses Vorhaben in ‚s Leere läuft“. 
Ist sich der Landrat nicht bewusst, dass ein Bürgerbegehren, mit dem Ziel eines Bürgerentscheides, eines der Grundrechte zur Ausübung der direkten Demokratie 
darstellt? Eine derartige Verletzung des Bürgerwillens,ist für einen Landrat eine höchst fragwürdige.... und zu verurteilende Angelegenheit. Kann es sein, dass aus-
schließlich CSU-gesteuertes Interesse, oder sogar persönlich motivierte Vorstellungen, ihn zu dieser unsäglichen Kommentierung bewogen haben? 

Als „Teilzeit - Starnberger“, mit einer immerhin 20-jährigen 
Verweildauer, erinnere ich mich gut an ein Gespräch, das ich 
mit Herrn Landrat Roth im Herbst 2008 zum Dauerthema 
„Umfahrung statt Tunnel“ in seinem Büro führen konnte. Im 
Rahmen der Diskussion zur katastrophalen Verkehrssituation 
in Starnberg, möchte er keinen Hehl daraus, dass er die Idee 
für einen Tunnel gar nicht so negativ sieht. Begründung: Er 
käme dann auch schneller und bequemer von Andechs zu 
seinem Büro. Alles klar? Für einen Landrat, der sich allen Bür-
gern gegenüber verpfl ichtet fühlen sollte, eine bemerkens-
werte Haltung!

Helmut Kröniger
Bayreuth

Quelle: Starnberger Merkur Mai 2017

gekürzt

Original
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Quelle: Starnberger Merkur Mai 2017

Quelle: 
Starnberger Merkur 

Februar 2017

Quelle: Starnberger Merkur Februar 2017

Wahrheit bleibt Wahrheit 
auch wenn sie jeder leugnet, 

Lüge bleibt Lüge 
auch wenn sie jeder bestätigt!

Hank Hanegraaf



„Stadtrat gegen Eva John“ 
vom 18.11.2017 (Antwort auf 
den Leserbrief Dr. Schüler vom 
25.07.2017)
 
Eine off ene Entgegnung auf mein 
Bild schätze ich im Gegensatz zu 
einem anonymen Brief, der mir 
mit der Kopie einer SZ-Seite zuge-
schickt wurde.
Demokratisch entschieden wurde 
durch die Kommunalwahl 2015: 
kein B2-Stadtbelastungstunnel in 
Starnberg. Fünf Umfaller haben 
diese demokratische Entschei-
dung eklatant missachtet.
Eine Karikatur lebt von der eindeu-
tigen Verbindung zwischen der 
Person und ihren Absichten und 
Taten. Die Unterstellung von Ver-
bissenheit bitte ich durch Bissig-
keit zu ersetzen.
Ich fi nde es schön, wenn meine 
Zeichnung eine Redensart schön 
zeigt. Das vermutete Öl im Feu-
er passt aber nicht. Vielmehr hat 
meine Zeichnung den Finger in 
die Wunde gelegt – und das gleich 
dreimal!

Dr. Günter Steck

nicht veröffentlicht

3 3

Quelle: Starnberger Merkur 
Januar 2017

Quelle: Starnberger Merkur Juli 2017 Quelle: Starnberger Merkur Juli 2017

Eine Auswahl von Leserbriefen besorgter Starnberger/innen

Quelle: Starnberger Merkur Juli 2017 Quelle: Starnberger Merkur Mai 2017

Quelle: Starnberger Merkur Januar 2017



Quelle: Starnberger Merkur Februar 2017

Quelle: Süddeutsche Zeitung September 2017

Eine Auswahl von Leserbriefen besorgter Starnberger/innen

Es geht um 
Starnberg 
und s onst 
um nichts!                    

14 

Stadträte plus 

fünf Umfaller maßen sich 

an, viel besser als der mündige 

Bürger zu wissen, was für die Stadt 

und die Bewohner dieser Stadt gut ist. 

Sie trauen sich nicht, den Bürger mitreden 

zu lassen, wie er seine Stadt gestaltet haben 

möchte; vermutlich halten sie ihn für zu 

unintellegent, um mitreden zu können. 

Ein initiiertes Bürgerbegehren wird 

mit juristischen Spitz� ndigkeiten 

mehrheitlich vom Tisch ge-

wischt.

Quelle: Starnberger Merkur Februar 2017

Quelle: 
Beide Artikel 
Starnberger Merkur 
März 2017

„D�e Ge�e�n�e 
ist �i�htige� 
al� �e� St�at 

�n� da� Wi�htigste 
�n �e� Ge�e�n�e 
s�n� ��e B�rge� “

1. Bundespräsident 
Theodor Heuss

Für die Tunnelbefürworter-Stadträte 
ist das Wichtigste leider nicht der Bürger!



Quelle: 
Süddeutsche Zeitung 

Dezember 2017

Quelle:  Starnberger Merkur November 2017

Quelle:  Starnberger Merkur Oktober 2017

Quelle:  Starnberger Merkur November 2017

Eine Auswahl von Leserbriefen besorgter Starnberger/innen

Quelle:  Starnberger Merkur Februar 2017

Quelle:  Süddeutsche Zeitung Februar 2018

Quelle:  Starnberger Merkur November 2017

Quelle:  
Starnberger Merkur 
März 2017



Quelle: Starnberger Merkur Februar 2018

Demokratieverständnis der FDP!
Bitte für die Landtagswahl vormerken!

Nur die FDP unterstüzt uns gegen den Tunnel und beim 
Bürgerbegehren!

Die Starnberger CSU, SPD und Grüne lehnen Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheide ab!

In einem Zeitungsbericht im Kreisboten vom 27.6.2017 
stand u.a.:
„Der Dauerbrenner B2-Tunnel und der erneute Vorstoß 
der Gegner mit einem Bürgerentscheid dominierte die 
rund dreistündige Veranstaltung.“  Weiter heißt es:“Bis 
auf Britta Hundesrügge(FDP), die durch den Tunnel den 
Starnbergern noch mehr Verkehr prognostizierte und 
den jüngst angestoßenen Bürgerentscheid als demo-
kratisch legitimiertes Mittel der Gegner bezeichnete, 
steht für den Rest der Runde fest, dass der Tunnel nahe-
zu alternativlos ist.“ Dies stimmt nicht!

Die Bürger Starnbergs haben bei den Wahlen 2014/15 
den Tunnel abgewählt! Diese Tatsache muss als deut-
liches Zeichen nach München gehen, in dem bei der 
Landtagswahl alle Tunnelgegner ihre Erst- und Zweit-
stimme der FDP geben, d.h.: 

Britta Hundesrügge wählen! 

Willi Illguth

Britta Hundesrügge

FDP Diredktkandidatin
für den 
Bayerischen Landtag

Quelle: Starnberger Merkur Februar 2018
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Eine Auswahl von Leserbriefen besorgter Starnberger/innen

Quelle: Kreisbote Starnberg  Februar 2018

Quelle: Kreisbote Starnberg  Februar 2018

Lieber Leser dieser Zeitung,

immer wieder wurde ich angesprochen, was ist eigentlich bei Euch in Starnberg los, da hört man ja nichts Gscheits!

Dies hat mich auf den Gedanken gebracht, diese Zeitung zu gestalten, nachdem ja die meisten Bürger ihre Informationen in 
der Regel aus der Tageszeitung, d.h. aus dem Starnberger Merkur und/oder der Süddeutschen Zeitung beziehen. Bei beiden 
Zeitungen ist - was die Wahrheit angeht - nicht alles so richtig im Lot, wie sonst könnte in den letzten 12 Monaten unter fünf 
verschiedenen Namen allein neun gefälschte Anti-Bürgermeisterin-John und Pro-Tunnel-Leserbriefe in diesen beiden Organen 
veröffentlicht werden? Wann gibt es endlich wieder eine Wahre-Tatsachen-Berichterstattung?

Fundiert recherchierte Informationen zur Stadtpolitik können Sie übrigens unter https://lokales-aus-starnberg.blog lesen!

Willi Illguth

Die Wahrheit richtet sich nicht nach uns, wir müssen uns nach ihr richten.
Matthias Claudius (1740 -1850)



Bürgerbegehren  abgelehnt  ?? 
Die Meinung der Bürger ist der Mehrheit des Stadtrates 

unerwünscht, gleichgültig oder … macht  Angst!

                         Bekanntlich wurde am 20.02.2017 der sogenannte Doppel            
                        -Beschluss „ Tunnel bauen und Umfahrung planen“ vom    
                       Stadtrat gefasst. 
                       Dies wurde dadurch möglich, dass 5 Stadträte, die als Tunnel
                       gegner bei der Wahl 2015 angetreten waren, praktisch über 
                        Nacht ihre Meinung  änderten und für den Tunnel votierten. 

                         Der Doppelbeschluss ist vollkommen unlogisch und wider
                       spricht allen sachlichen Überlegungen der Verkehrsplanung.  
                      Warum soll jetzt einen Nordumfahrung mit Brücke über das 
                    Mühltal möglich sein, aber nur in Kombination mit dem 
                  B2- Innenstadttunnel? 
                 In Wirklichkeit bedeutet der Beschluss nur eine 
               bedingungslose Kapitulation vor der Tunnel-Allianz.

 

20.02.2017
Der Tag der 5 „Umfaller“

               Daraufhin hat  „Die Starnberger Bürgerinitiative – Pro Umfahrung 
                        Contra Amtstunnel“- die Initiative ergriffen und  gemeinsam 
                       mit der Aktionsgruppe  -„Starnberg bleibt oben“- ein Bürger
                        begehren ins Leben gerufen.
                         Das Bürgerbegehren lautete : „Kein Tunnel in Starnberg“ 
                          und fragte die Bürger, „ Sind sie dafür, dass die Stadt Starn
                         berg alles unternimmt, damit der planfestgestellte B2 Tunnel 
                        in unserer Stadt nicht gebaut wird“
                       Die erforderliche Stimmenzahl für das Quorum (ca. 25% 
                     Unterschriften mehr als erforderlich) wurde schnell erreicht.

                   Das Bürgerbegehren  konnte am 8. Juni 2017 bei der Stadt 
                 vorgelegt werden. Der Stadtrat musste jetzt über die 
              Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entscheiden.

08.06.2017
über 1861 Stimmen

                         In der Sitzung am 3.7.2017 hält die Tunnel-Allianz im  
                        Stadtrat  das Bürgerbegehren für unzulässig mit 19 zu 11 
                       Stimmen. 
                        Dies geschieht, obwohl zuvor der Fachanwalt für Verwal
                        tungsrecht, Dr. Bulla, im Stadtrat in seinem Rechtsgutachten
                         dargelegt hatte, dass das Bürgerbegehren den Anforderun-
                        gen des Art.18a BayGO entspricht und somit zulässig sei!

                        Was blieb  jetzt außer einer Klage beim 
                      Bayerischen Verwaltungsgericht ? 

03.07.2017
„unzulässig“

Es erhebt sich doch die berechtigte Frage bzw. der berechtigte  Zweifel, ob die  Abstimmungen des Stadtrats den Wählerwillen widerspiegeln, 
wenn fünf Stadträte, die im Wahlkampf  auf der Straße noch gegen den B2 Tunnel und für die Umfahrung kämpften, 

ihre Meinung ohne objektiv nachvollziehbare Gründe plötzlich änderten.

Folgerichtig  haben BI und „Starnberg bleibt oben“ mit Unterstützung durch die Kanzlei Labbé zeitnah Klage eingereicht. 
Da  die Zeit drängt, am 16. Juli soll der Spatenstich für das Tunnelprojekt erfolgen, wurde ein Eilverfahren angestrengt. Dem wurde stattgegeben. 

Die für uns so wichtige Gerichtsverhandlung ist gegenwärtig auf den 07.März 2018 angesetzt. 
Wird der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens stattgegeben, ist das nächste Ziel der Bürgerentscheid.

Warum ist die Meinung der Bürgerinnen und Bürger so wichtig? 

Durch Bürgerbegehren/Bürgerentscheid besteht jetzt nochmals die Chance dem Bürgerwillen Gehör zu verschaffen.
Ehe ein Projekt wie der euphemistisch benannte „Entlastungstunnel“ (auch eine fake news“) gebaut werden darf, muss sicher gestellt sein, 

dass, die Mehrheit der Starnberger dies will in dem Bewusstsein, dass damit das Verkehrsproblem Starnbergs nicht gelöst werden kann 
und dass eine 8 bis 10-jährige Bauzeit die Lebensqualität in der Stadt stark mindern wird.
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  Bürgerbeteiligung

03.07.2017

Mund halten
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öffentlicher
Gerichtstermin

   Verwaltungsgericht München
     Bayerstraße 30 • 80335 München
    Weitere Infos unter: 
  http://www.vgh.bayern.de/ 
vgmuenchen/oeffentl/termine/ 

Quelle: Starnberger Merkur Juni 2017
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